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es befürwortend, dass zur Begehung des Internationalen
Jahres der Kleinstkredite 2005 regionale, subregionale und
nationale Veranstaltungen abgehalten und unterstützt werden,

Kenntnis nehmend von den Bemühungen, die die Sekreta-
riats-Hauptabteilung Wirtschaftliche und Soziale Angelegen-
heiten und der Kapitalentwicklungsfonds der Vereinten Na-
tionen laufend unternehmen, um die Tätigkeiten des Systems
der Vereinten Nationen zur Vorbereitung und Begehung des
Jahres gemeinsam zu koordinieren, sowie von den laufenden
Anstrengungen Kenntnis nehmend, die öffentliche und priva-
te Entwicklungsorganisationen, einschließlich der Beratungs-
gruppe zur Unterstützung der Armen, auf dem Gebiet der
Kleinstkredite und der Mikrofinanzierung unternehmen,

feststellend, dass die internationale Gemeinschaft den
Zeitraum 1997-2006 als erste Dekade der Vereinten Nationen
für die Beseitigung der Armut begeht,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs über die Durchführung der ersten Dekade der Vereinten
Nationen für die Beseitigung der Armut (1997-2006) und die
Vorbereitungen für das Internationale Jahr der Kleinstkredite
2005267;

2. begrüßt die Einleitung des Internationalen Jahres der
Kleinstkredite 2005;

3. hebt hervor, dass die Begehung des Jahres 2005 als
Internationales Jahr der Kleinstkredite eine bedeutende Gele-
genheit dafür bieten wird, die Öffentlichkeit für die wichtige
Rolle von Kleinstkrediten und Mikrofinanzierung bei der Be-
seitigung der Armut zu sensibilisieren, gute Verfahrenswei-
sen auszutauschen und diejenigen Finanzsektoren weiter zu
verstärken, die in allen Ländern nachhaltige Finanzdienstlei-
stungen zu Gunsten der Armen unterstützen;

4. erkennt an, wie wichtig es ist, Kleinstkredite und an-
dere Mikrofinanzierungsinstrumente auszuweiten und dabei
das Jahr als Plattform zu nutzen, um auf dem Weg einer stär-
keren Verbreitung von Daten und des Austauschs bewährter
Praktiken und gewonnener Erkenntnisse zwischen den
Kleinstkredit- und Mikrofinanzierungsinstitutionen Möglich-
keiten zur Verstärkung der Entwicklungswirkung und der
Nachhaltigkeit zu finden, und begrüßt die Bemühungen, die
die für operative Entwicklungsaktivitäten zuständigen Regio-
nalorganisationen, Fonds, Programme und Sonderorganisa-
tionen der Vereinten Nationen laufend unternehmen, um die
Kleinstkredit- und Mikrofinanzierungsinstitutionen zu för-
dern, unter anderem durch die Unterstützung der Entwicklung
unternehmerischer Initiative;

5. wiederholt ihre Bitte an die Mitgliedstaaten, die zu-
ständigen Organisationen des Systems der Vereinten Natio-
nen, die nichtstaatlichen Organisationen, den Privatsektor und
die Zivilgesellschaft, bei der Begehung des Jahres zusammen-
zuarbeiten, so auch durch die Entrichtung freiwilliger Beiträ-
ge, und in der Öffentlichkeit das Bewusstsein und den Kennt-

nisstand in Bezug auf Kleinstkredite und Mikrofinanzierung
zu erweitern;

6. ist sich dessen bewusst, dass der Zugang zu Kleinst-
krediten und Mikrofinanzierung dazu beitragen kann, die Zie-
le und Zielvorgaben der großen Konferenzen und Gipfeltref-
fen der Vereinten Nationen im Wirtschafts- und Sozialbe-
reich, einschließlich der in der Millenniums-Erklärung der
Vereinten Nationen268 enthaltenen Ziele, zu erreichen, insbe-
sondere die mit der Armutsbeseitigung, der Gleichstellung
der Geschlechter und der Ermächtigung der Frau zusammen-
hängenden Ziele;

7. bittet die Mitgliedstaaten, die Durchführung von Po-
litiken zur Erleichterung des Ausbaus von Kleinstkredit- und
Mikrofinanzierungsinstitutionen in Erwägung zu ziehen, um
der großen unbefriedigten Nachfrage unter den Armen nach
Finanzdiensten zu entsprechen, namentlich indem sie Mecha-
nismen zur Förderung eines dauerhaften Zugangs zu Finanz-
diensten aufzeigen und entwickeln, institutionelle und regula-
torische Hindernisse beseitigen und Anreize für Mikrofinan-
zierungsinstitutionen schaffen, die die nationalen Normen für
die Versorgung der Armen mit solchen Finanzdiensten erfül-
len; 

8. bittet die Mitgliedstaaten außerdem, die Ausarbei-
tung und Förderung regulatorischer Leitlinien und Normen zu
erwägen, um die Wirksamkeit des Managements sowie Fi-
nanzberichterstattung, Innenrevision, innerstaatliche Aufsicht
und die Rechenschaftspflicht der Mikrofinanzierungsinstitu-
tionen zu gewährleisten;

9. beschließt, auf ihrer einundsechzigsten Tagung der
Behandlung der Ergebnisse und der Weiterverfolgung des In-
ternationalen Jahres der Kleinstkredite eine Plenarsitzung zu
widmen, mit dem Ziel, die Diskussion über Kleinstkredite
und Mikrofinanzierung zu erweitern und zu vertiefen;

10. ersucht den Generalsekretär, einen Bericht über die
Begehung des Internationalen Jahres der Kleinstkredite 2005
und über die Durchführung dieser Resolution zu erstellen und
ihn der Generalversammlung auf ihrer einundsechzigsten Ta-
gung unter dem Punkt "Durchführung der ersten Dekade der
Vereinten Nationen für die Beseitigung der Armut (1997-
2006)" vorzulegen.

RESOLUTION 59/247

Verabschiedet auf der 75. Plenarsitzung am 22. Dezember 2004, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/59/487/Add.1, Ziffer 15)269.

59/247. Durchführung der ersten Dekade der Vereinten
Nationen für die Beseitigung der Armut (1997-
2006)

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 47/196 vom 22. De-
zember 1992, 48/183 vom 21. Dezember 1993, 50/107 vom

267 A/59/326 und Add.1.

268 Siehe Resolution 55/2.
269 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Stellvertretenden Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.
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20. Dezember 1995, 56/207 vom 21. Dezember 2001, 57/265
und 57/266 vom 20. Dezember 2002 und 58/222 vom 23. De-
zember 2003,

sowie unter Hinweis auf die von den Staats- und Regie-
rungschefs anlässlich des Millenniums-Gipfels verabschiede-
te Millenniums-Erklärung der Vereinten Nationen270 und die
von ihnen eingegangene Verpflichtung, die extreme Armut zu
beseitigen und bis zum Jahr 2015 den Anteil der Weltbevöl-
kerung, dessen Einkommen weniger als 1 Dollar pro Tag be-
trägt, und den Anteil der Menschen, die Hunger leiden, zu hal-
bieren, 

unterstreichend, dass die Staats- und Regierungschefs der
Armutsbeseitigung Vorrang und Dringlichkeit einräumen,
wie dies in dem Konsens von Monterrey der Internationalen
Konferenz über Entwicklungsfinanzierung271 und den Ergeb-
nissen des Weltgipfels für nachhaltige Entwicklung272 zum
Ausdruck gebracht wurde,

unter Hinweis auf die Ergebnisse der großen Konferenzen
und Gipfeltreffen der Vereinten Nationen im Wirtschafts- und
Sozialbereich, 

eingedenk der Ergebnisse des Weltgipfels für soziale Ent-
wicklung273 und der vierundzwanzigsten Sondertagung der
Generalversammlung274, 

mit dem Ausdruck ihrer tiefen Besorgnis darüber, dass die
Zahl der in extremer Armut lebenden Menschen in vielen
Ländern weiter zunimmt, wobei Frauen und Kinder die Mehr-
heit und die am schwersten betroffene Gruppe stellen, vor al-
lem in den am wenigsten entwickelten Ländern und in Afrika
südlich der Sahara, 

unter Begrüßung der von den Präsidenten Brasiliens, Chi-
les und Frankreichs und dem Ministerpräsidenten Spaniens
mit Unterstützung des Generalsekretärs ergriffenen Initiative
zur Abhaltung des Gipfeltreffens der Führer der Welt zur Be-
kämpfung von Hunger und Armut am 20. September 2004 in
New York, 

im Hinblick auf den Bericht der Kommission für den Pri-
vatsektor und die Entwicklung mit dem Titel Unleashing Ent-
repreneurship: Making Business Work for the Poor275 (Frei-
setzung der unternehmerischen Kräfte: Der Privatsektor im
Dienste der Armen),

erneut erklärend, dass die Führungsrolle der Vereinten
Nationen bei der Entwicklungsförderung gestärkt werden
muss,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs276;

2. erklärt erneut, dass die Armutsbeseitigung die größ-
te Herausforderung ist, mit der die Welt von heute konfron-
tiert ist, und eine unabdingbare Voraussetzung für die nach-
haltige Entwicklung, insbesondere der Entwicklungsländer,
darstellt;

3. unterstreicht, dass jedes Land die Hauptverantwor-
tung für seine eigene nachhaltige Entwicklung und die Be-
kämpfung der Armut trägt, dass die Rolle der nationalen Po-
litiken und Entwicklungsstrategien nicht genug betont werden
kann und dass konzertierte und konkrete Maßnahmen auf al-
len Ebenen erforderlich sind, damit die Entwicklungsländer
die Armut beseitigen und zu einer nachhaltigen Entwicklung
gelangen können;

4. erkennt an, dass ein dauerhaftes Wirtschaftswachs-
tum, unterstützt durch eine steigende Produktivität und ein
förderliches Umfeld, insbesondere für Privatinvestitionen und
freies Unternehmertum, erforderlich sind, um die Armut zu
beseitigen, die international vereinbarten Entwicklungsziele,
einschließlich der in der Millenniums-Erklärung der Verein-
ten Nationen270 enthaltenen Ziele, zu erreichen und den Le-
bensstandard anzuheben;

5. bekräftigt, wie wichtig die Beiträge und die Hilfe
sind, die Entwicklungsländer anderen Entwicklungsländern
im Rahmen der Süd-Süd-Zusammenarbeit gewähren, um Ent-
wicklung herbeizuführen und die Armut zu beseitigen;

6. ist sich dessen bewusst, dass die Entwicklungsländer
in die Weltwirtschaft integriert und gleichberechtigt an den
Vorteilen der Globalisierung beteiligt werden müssen, damit
sie die im Rahmen der nationalen Entwicklungsstrategien ge-
setzten Ziele zur Verwirklichung der international vereinbar-
ten Entwicklungsziele, einschließlich der in der Millenniums-
Erklärung enthaltenen Ziele, und insbesondere das Ziel der
Armutsbeseitigung erreichen können und diese Strategien zur
Armutsbeseitigung wirksam sind;

7. bekräftigt, dass im Rahmen der Gesamtmaßnahmen
zur Beseitigung der Armut dem mehrdimensionalen Charak-
ter der Armut und den nationalen und internationalen Bedin-
gungen und Politiken, die ihre Beseitigung begünstigen und
die unter anderem die soziale und wirtschaftliche Eingliede-
rung der in Armut lebenden Menschen fördern, sowie der För-
derung und dem Schutz aller Menschenrechte und Grundfrei-
heiten für alle, einschließlich des Rechts auf Entwicklung, be-
sondere Aufmerksamkeit gewidmet werden sollte;

Weltweites Vorgehen zur Beseitigung der Armut
8. betont, wie wichtig die Weiterverfolgung der Ergeb-

nisse der Internationalen Konferenz über Entwicklungsfinan-
zierung ist, und fordert die vollinhaltliche und wirksame Um-
setzung des Konsenses von Monterrey271;

270 Siehe Resolution 55/2.
271 Bericht der Internationalen Konferenz über Entwicklungsfinanzie-
rung, Monterrey (Mexiko), 18.-22. März 2002, Kap. I, Resolution 1, An-
lage.
272 Bericht des Weltgipfels für nachhaltige Entwicklung, Johannesburg
(Südafrika), 26. August - 4. September 2002, Kap. I, Resolution 1, Anla-
ge und Resolution 2, Anlage.
273 Bericht des Weltgipfels für soziale Entwicklung, Kopenhagen, 6.-12.
März 1995, Kap. I, Resolution 1, Anlagen I und II.
274 Resolution S-24/2, Anlage.
275 Veröffentlichung der Vereinten Nationen, Best.-Nr. E.04.III.B.4. 276 A/59/326 und Add.1.
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9. bekräftigt, dass eine gute Weltordnungspolitik für
die Armutsbeseitigung und die Verwirklichung einer nachhal-
tigen Entwicklung grundlegend ist, dass es wichtig ist, durch
die Auseinandersetzung mit den internationalen Finanz-,
Handels-, Technologie- und Investitionsmustern, die sich auf
die Entwicklungsaussichten der Entwicklungsländer auswir-
ken, eine weltweite wirtschaftliche Ordnungspolitik zu för-
dern, um ein dynamisches und förderliches internationales
wirtschaftliches Umfeld sicherzustellen, dass die internatio-
nale Gemeinschaft zu diesem Zweck alle erforderlichen und
geeigneten Maßnahmen ergreifen sollte, namentlich die Ge-
währleistung von Unterstützung von Struktur- und makroöko-
nomischen Reformen, eine umfassende Lösung des Problems
der Auslandsverschuldung und die Erweiterung des Marktzu-
gangs für Entwicklungsländer, dass Anstrengungen zur Re-
form der internationalen Finanzarchitektur mit verstärkter
Transparenz und unter effektiver Beteiligung der Entwick-
lungsländer an Entscheidungsprozessen fortgesetzt werden
müssen und dass ein universales, regelgestütztes, offenes,
nichtdiskriminierendes und gerechtes multilaterales Handels-
system und eine sinnvolle Handelsliberalisierung bedeutsame
Antriebsfaktoren für die weltweite Entwicklung darstellen
und so Ländern aller Entwicklungsstufen zugute kommen
können;

10. bekräftigt außerdem, dass eine gute Regierungsfüh-
rung auf nationaler Ebene von grundlegender Bedeutung für
die Armutsbeseitigung und eine nachhaltige Entwicklung ist,
dass eine solide Wirtschaftspolitik, stabile demokratische In-
stitutionen, die auf die Bedürfnisse der Bevölkerung einge-
hen, und eine verbesserte Infrastruktur die Grundlage für ein
dauerhaftes Wirtschaftswachstum, die Armutsbeseitigung
und die Schaffung von Arbeitsplätzen bilden und dass Frei-
heit, Frieden und Sicherheit, Stabilität im Inneren, die Ach-
tung der Menschenrechte, so auch des Rechts auf Entwick-
lung, sowie Rechtsstaatlichkeit, die Gleichstellung der Ge-
schlechter, eine marktorientierte Politik und eine allgemeine
Verpflichtung auf eine gerechte und demokratische Gesell-
schaft ebenfalls von wesentlicher Bedeutung sind und sich ge-
genseitig stärken;

11. begrüßt die Ergebnisse der elften Tagung der Han-
dels- und Entwicklungskonferenz der Vereinten Nationen, die
vom 13. bis 18. Juni 2004 in São Paulo (Brasilien) stattfand,
sowie die Verabschiedung der Erklärung "Der Geist von São
Paulo"277 und des Konsenses von São Paulo278;

12. erkennt die wichtige Rolle an, die dem Handel als
Wachstums- und Entwicklungsmotor und bei der Armutsbe-
kämpfung zukommt, und begrüßt den von dem Allgemeinen
Rat der Welthandelsorganisation am 1. August 2004 verab-
schiedeten Beschluss279, in dem die Mitglieder erneut ihre Be-
reitschaft und Entschlossenheit bekundeten, die Entwick-
lungsdimensionen der Entwicklungsagenda von Doha zu ver-
wirklichen, die die Bedürfnisse und Interessen der Entwick-

lungsländer und der am wenigsten entwickelten Länder in den
Mittelpunkt des Arbeitsprogramms von Doha280 stellt;

13. erkennt außerdem an, dass dem Kampf gegen Kor-
ruption auf allen Ebenen Priorität zukommt und dass Korrup-
tion ein schwerwiegendes Hemmnis für die effektive Mobili-
sierung und Allokation von Ressourcen darstellt und diese
den Aktivitäten entzieht, die für die Bekämpfung von Armut
und Hunger und eine nachhaltige wirtschaftliche Entwicklung
unabdingbar sind;

14. unterstreicht, dass die internationale Zusammenar-
beit im Verein mit einer kohärenten und einheitlichen inner-
staatlichen Politik unerlässlich ist, wenn es darum geht, die
Anstrengungen zu ergänzen und zu unterstützen, die die Ent-
wicklungsländer unternehmen, um ihre eigenen Ressourcen
zu Gunsten der Entwicklung und der Armutsbeseitigung zu
nutzen, sowie sicherzustellen, dass sie in der Lage sind, die in
der Millenniums-Erklärung vorgegebenen Entwicklungsziele
zu erreichen;

15. begrüßt die kürzlich erfolgte Aufstockung der öf-
fentlichen Entwicklungshilfe und erklärt erneut, dass die Ent-
wicklungsländer, insbesondere die am wenigsten entwickel-
ten Länder, die international vereinbarten Entwicklungsziele,
einschließlich der in der Millenniums-Erklärung enthaltenen
Ziele, nur dann werden verwirklichen können, wenn die öf-
fentliche Entwicklungshilfe und andere Ressourcen erheblich
aufgestockt werden, und dass es zur Gewinnung größerer Un-
terstützung für die öffentliche Entwicklungshilfe der Zusam-
menarbeit bedarf, um die Politiken und Entwicklungsstrategi-
en auf nationaler wie auf internationaler Ebene weiter zu ver-
bessern und so die Wirksamkeit der Hilfe zu erhöhen;

16. betont, wie wichtig eine verstärkte und verlässliche
Finanzierung ist, um sicherzustellen, dass die Bemühungen
der Entwicklungsländer um Entwicklung und Armutsbeseiti-
gung von Dauer sein können;

17. fordert die entwickelten Länder, soweit sie es noch
nicht getan haben, nachdrücklich auf, konkrete Anstrengun-
gen zu unternehmen, um das Ziel der Bereitstellung von 0,7
Prozent ihres Bruttosozialprodukts für die öffentliche Ent-
wicklungshilfe für Entwicklungsländer und von 0,15 bis 0,20
Prozent ihres Bruttosozialprodukts für die am wenigsten ent-
wickelten Länder zu erreichen, das auf der vom 14. bis
20. Mai 2001 in Brüssel abgehaltenen Dritten Konferenz der
Vereinten Nationen über die am wenigsten entwickelten Län-
der281 erneut bekräftigt wurde, ermutigt die Entwicklungslän-
der, auf den erzielten Fortschritten aufzubauen, um sicherzu-
stellen, dass die öffentliche Entwicklungshilfe effektiv einge-
setzt wird, um die Entwicklungsziele und -zielwerte erreichen
zu helfen, erkennt die Anstrengungen aller Geber an, spricht
denjenigen Gebern, deren Beiträge zur öffentlichen Entwick-
lungshilfe die Ziele überschreiten, erreichen oder sich darauf
zubewegen, ihre Anerkennung aus und unterstreicht, wie

277 TD/412, Teil I.
278 Ebd., Teil II.
279 Welthandelsorganisation, Dokument WT/L/579. Im Internet unter
http://docsonline.wto.org verfügbar.

280 Siehe A/C.2/56/7, Anlage.
281 Siehe A/CONF.191/13.
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wichtig es ist, die Mittel und Fristen für die Erreichung der
Ziele und Zielwerte zu überprüfen;

18. erinnert an den Beschluss, die Frage der Erschlie-
ßung möglicher innovativer und zusätzlicher Quellen der Ent-
wicklungsfinanzierung aus allen öffentlichen und privaten in-
und ausländischen Quellen zu prüfen, unter Berücksichtigung
der internationalen Bemühungen, Beiträge und Erörterungen
im umfassenden Rahmen der Weiterverfolgung der Interna-
tionalen Konferenz über Entwicklungsfinanzierung;

19. erkennt an, dass ein förderliches innerstaatliches
Umfeld unerlässlich dafür ist, einheimische Ressourcen zu
mobilisieren, die Produktivität zu steigern, die Kapitalflucht
einzudämmen, den Privatsektor anzuregen und internationale
Investitionen und Hilfe anzuziehen und wirksam zu nutzen,
und dass die Anstrengungen zur Schaffung eines solchen Um-
felds von der internationalen Gemeinschaft unterstützt wer-
den sollten;

20. erkennt außerdem an, dass Gläubiger und Schuldner
die Verantwortung für die Verhütung und Überwindung un-
tragbarer Verschuldungssituationen teilen müssen und dass
Schuldenerleichterungen eine entscheidende Rolle bei der
Freisetzung von Mitteln spielen können, die dann für Maß-
nahmen zur Armutsbeseitigung, zur Herbeiführung eines
nachhaltigen Wirtschaftswachstums und einer nachhaltigen
Entwicklung sowie zur Erreichung der international verein-
barten Entwicklungsziele, einschließlich der in der Millenni-
ums-Erklärung enthaltenen Ziele, verwendet werden sollten,
und fordert die Länder in diesem Zusammenhang nachdrück-
lich auf, die durch Schuldenerleichterung, insbesondere durch
die Streichung und Reduzierung von Schulden, freigesetzten
Mittel für diese Ziele zu verwenden;

21. fordert die entwickelten Länder auf, durch eine in-
tensivere und wirksame Zusammenarbeit mit den Entwick-
lungsländern den Kapazitätsaufbau zu fördern und den Zu-
gang insbesondere der Entwicklungsländer zu Technologien
und dem entsprechenden Wissen und den Technologie- und
Wissenstransfer an sie zu erleichtern, zu einvernehmlich fest-
gelegten günstigen Bedingungen, namentlich Konzessions-
und Vorzugsbedingungen, unter Berücksichtigung der Not-
wendigkeit des Schutzes der geistigen Eigentumsrechte und
der besonderen Bedürfnisse der Entwicklungsländer;

22. erkennt die entscheidende Rolle an, die die Mikrofi-
nanzierung und Kleinstkredite bei der Armutsbeseitigung, der
Förderung der Gleichstellung der Geschlechter, der Ermäch-
tigung sozial schwacher Gruppen und der Entwicklung länd-
licher Gemeinschaften spielen können, und bittet die Mit-
gliedstaaten, die Durchführung von Politiken zur Erleichte-
rung des Ausbaus von Mikrofinanzierungs- und Kleinstkre-
ditinstitutionen in Erwägung zu ziehen, um der großen unbe-
friedigten Nachfrage unter den Armen nach Finanzdiensten
zu entsprechen, namentlich indem sie Mechanismen zur För-
derung eines dauerhaften Zugangs zu Finanzdiensten aufzei-
gen und entwickeln, institutionelle und regulatorische Hinder-
nisse beseitigen und Anreize für Mikrofinanzierungsinstitu-
tionen schaffen, die die nationalen Normen für die Versor-
gung der Armen mit solchen Finanzdiensten erfüllen;

23. erkennt außerdem an, dass die Informations- und
Kommunikationstechnologien als ein effektives Instrument
zur Herbeiführung von Entwicklung und zur Armutsbeseiti-
gung dienen und der internationalen Gemeinschaft dabei hel-
fen können, größtmöglichen Nutzen aus den Vorteilen der
Globalisierung zu ziehen, und begrüßt in dieser Hinsicht die
Abhaltung der ersten Phase des Weltgipfels über die Informa-
tionsgesellschaft vom 10. bis 12. Dezember 2003 in Genf und
das Angebot Tunesiens, die zweite Phase vom 16. bis 18. No-
vember 2005 in Tunis auszurichten;

Politiken zur Beseitigung der Armut
24. erklärt erneut, dass die Armutsbeseitigung in inte-

grierter Weise angegangen werden soll, wie in dem Durchfüh-
rungsplan des Weltgipfels für nachhaltige Entwicklung
("Durchführungsplan von Johannesburg")282 vorgesehen, un-
ter Berücksichtigung der besonderen Notwendigkeit der Er-
mächtigung der Frau sowie sektoraler Strategien auf Gebieten
wie Bildung, Erschließung der Humanressourcen, Gesund-
heit, menschliche Siedlungen, ländliche, lokale und gemein-
wesengestützte Entwicklung, produktive Beschäftigung, Be-
völkerung, Umwelt und natürliche Ressourcen, Wasserver-
sorgung und Abwasserentsorgung, Landwirtschaft, Ernäh-
rungssicherheit, Energie und Migration sowie der konkreten
Bedürfnisse benachteiligter und sozial schwacher Gruppen,
und dass dies in einer Weise geschehen soll, die für die in Ar-
mut lebenden Menschen vermehrt Chancen und Wahlmög-
lichkeiten schafft und sie in die Lage versetzt, ihre Stärken
und Fähigkeiten zu entfalten und auszuweiten und auf diese
Weise Entwicklung, Sicherheit und Stabilität herbeizuführen,
und ermutigt die Länder in diesem Zusammenhang, ihre na-
tionalen Politiken zur Armutsminderung im Einklang mit ih-
ren nationalen Prioritäten auszuarbeiten, gegebenenfalls auch
durch Strategiedokumente zur Armutsbekämpfung;

25. unterstreicht in diesem Zusammenhang, wie wichtig
die weitere Einbeziehung der international vereinbarten Ent-
wicklungsziele, einschließlich der in der Millenniums-Erklä-
rung enthaltenen Ziele, in die nationalen Entwicklungsstrate-
gien und -pläne ist, namentlich in die Strategiedokumente zur
Armutsbekämpfung, soweit vorhanden, und fordert die inter-
nationale Gemeinschaft auf, die Entwicklungsländer bei der
Umsetzung dieser Entwicklungsstrategien und -pläne auch
weiterhin zu unterstützen;

26. erkennt an, wie wichtig es ist, die besten Vorgehens-
weisen für den Abbau der Armut in ihren verschiedenen Di-
mensionen zu verbreiten, wobei zu berücksichtigen ist, dass
diese Vorgehensweisen den sozialen, wirtschaftlichen, kultu-
rellen und historischen Bedingungen eines jeden Landes an-
gepasst werden müssen;

27. erklärt erneut, dass alle Regierungen und das Sy-
stem der Vereinten Nationen eine aktive und sichtbare Politik
der Integration einer Gleichstellungsperspektive in alle natio-
nalen wie internationalen Politiken und Programme fördern

282 Bericht des Weltgipfels für nachhaltige Entwicklung, Johannesburg
(Südafrika), 26. August - 4. September 2002, Kap. I, Resolution 2, Anla-
ge. 
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sollten, die auf die Beseitigung der Armut gerichtet sind, und
regt dazu an, geschlechtsdifferenzierte Analysen als Instru-
ment der Einbeziehung einer geschlechtsspezifischen Dimen-
sion in die Planung der Umsetzung von Politiken, Strategien
und Programmen zur Armutsbeseitigung zu verwenden;

28. bekräftigt, dass die Beseitigung der Armut, die Ver-
änderung nicht nachhaltiger Produktions- und Konsummuster
sowie der Schutz und die Bewirtschaftung der natürlichen
Ressourcen, die die Grundlage der wirtschaftlichen und sozia-
len Entwicklung sind, die übergeordneten Ziele und die we-
sentlichen Voraussetzungen einer nachhaltigen Entwicklung
darstellen;

29. verweist nachdrücklich auf die ausschlaggebende
Rolle, die der schulischen und außerschulischen Bildung, ins-
besondere der Grundbildung sowie der Berufsausbildung, ins-
besondere für Mädchen, bei der Befähigung der in Armut le-
benden Menschen zur Selbsthilfe zukommt, bekräftigt in die-
sem Zusammenhang den auf dem Weltbildungsforum verab-
schiedeten Rahmenaktionsplan von Dakar283 und erkennt an,
wie wichtig die Strategie der Organisation der Vereinten Na-
tionen für Bildung, Wissenschaft und Kultur zur Bekämpfung
der Armut, insbesondere der extremen Armut, bei der Unter-
stützung der Programme der Bildung für alle ist und dass sie
so dazu beträgt, bis 2015 das Millenniums-Entwicklungsziel
der allgemeinen Grundschulbildung zu verwirklichen;

30. ist sich dessen bewusst, welche verheerenden Aus-
wirkungen HIV/Aids, Malaria, Tuberkulose und andere In-
fektions- und ansteckende Krankheiten in allen Regionen,
insbesondere in Afrika südlich der Sahara, auf die menschli-
che Entwicklung, das Wirtschaftswachstum, die Ernährungs-
sicherheit und die Anstrengungen zur Armutsminderung ha-
ben, und fordert die Regierungen und die internationale Ge-
meinschaft nachdrücklich auf, der Bekämpfung dieser Krank-
heiten dringend Vorrang einzuräumen;

31. ist sich außerdem dessen bewusst, dass HIV/Aids
nach wie vor verheerendes Leid an Einzelpersonen und Fami-
lien, insbesondere Frauen und Mädchen, anrichtet und in den
am schwersten betroffenen Ländern Jahrzehnte des gesund-
heitlichen, wirtschaftlichen und sozialen Fortschritts zunichte
zu machen droht und die Lebenserwartung verringert, das
Wirtschaftswachstum verlangsamt, die Armut verschärft und
zu chronischer Nahrungsmittelknappheit beiträgt, dass drin-
gend Maßnahmen ergriffen werden müssen, um gegen die
Ungleichstellung der Geschlechter, wirtschaftliche Abhän-
gigkeit und Armut vorzugehen, und dass die Bekämpfung von
HIV/Aids deshalb ein wichtiger Bestandteil der Armutsbe-
kämpfung und ein Grundelement der Anstrengungen zur Er-
reichung der international vereinbarten Entwicklungsziele,
einschließlich der in der Millenniums-Erklärung enthaltenen
Ziele, ist;

32. verweist nachdrücklich auf den Zusammenhang zwi-
schen der Armutsbeseitigung und der Verbesserung des Zu-

gangs zu einwandfreiem Trinkwasser und betont in dieser
Hinsicht das in dem Durchführungsplan von Johannesburg
bekräftigte Ziel, bis 2015 den Anteil der Menschen, die ein-
wandfreies Trinkwasser nicht erreichen oder es sich nicht lei-
sten können, sowie auch den Anteil der Menschen, die keinen
Zugang zu grundlegenden sanitären Einrichtungen haben, zu
halbieren; 

33. erkennt an, dass der Mangel an angemessenem
Wohnraum nach wie vor ein drängendes Problem im Kampf
um die Beseitigung der extremen Armut darstellt, insbesonde-
re in den städtischen Gebieten in Entwicklungsländern, bringt
ihre Besorgnis über die rasch wachsende Zahl von Slumbe-
wohnern in den städtischen Gebieten von Entwicklungslän-
dern, insbesondere in Afrika, zum Ausdruck, betont, dass die
Zahl der Slumbewohner, die ein Drittel der Stadtbevölkerung
auf der Welt ausmachen, weiter zunehmen wird, falls nicht
dringende und wirksame Maßnahmen auf nationaler und in-
ternationaler Ebene ergriffen werden, und unterstreicht, dass
verstärkte Anstrengungen unternommen werden müssen, um
bis 2020 die Lebensbedingungen von mindestens 100 Millio-
nen Slumbewohnern erheblich zu verbessern;

34. legt den Regierungen nahe, die Weltkampagne für
sichere Nutzungs- und Besitzrechte und die Weltkampagne
für gute Stadtverwaltung des Programms der Vereinten Natio-
nen für menschliche Siedlungen als wichtige Mittel unter an-
derem zur Förderung der Verwaltung der Boden- und Eigen-
tumsrechte entsprechend den jeweiligen nationalen Gegeben-
heiten sowie zur Erweiterung des Zugangs der Armen in den
Städten zu erschwinglichen Krediten zu unterstützen;

35. ist sich dessen bewusst, dass die Beseitigung von Ar-
mut und Hunger in den ländlichen Gebieten entscheidend zur
Erreichung der international vereinbarten Entwicklungsziele,
einschließlich der in der Millenniums-Erklärung enthaltenen
Ziele, beiträgt und dass die ländliche Entwicklung fester Be-
standteil der nationalen und internationalen Entwicklungspo-
litiken sein sollte;

Konkrete Initiativen im Kampf gegen die Armut
36. erkennt den wichtigen Beitrag an, den der Weltsoli-

daritätsfonds zur Verwirklichung der international vereinbar-
ten Entwicklungsziele, einschließlich der in der Millenniums-
Erklärung enthaltenen Ziele, leisten könnte, insbesondere des
Ziels, bis zum Jahr 2015 den Anteil der Menschen, die von
weniger als 1 Dollar pro Tag leben, und den Anteil der Men-
schen, die Hunger leiden, zu halbieren;

37. nimmt Kenntnis von den Bemühungen, die Strategie
des Weltsolidaritätsfonds zu definieren und die Mittel zu mo-
bilisieren, die er braucht, um seine Tätigkeit aufnehmen zu
können, und bittet die Mitgliedstaaten, die internationalen Or-
ganisationen, den Privatsektor sowie die maßgeblichen Insti-
tutionen, Stiftungen und Einzelpersonen, Beiträge an den
Fonds zu entrichten;

38. erinnert daran, dass die Staats- und Regierungschefs
in der Millenniums-Erklärung unter anderem die Solidarität
als einen der grundlegenden und universellen Werte bezeich-
net haben, auf denen die Beziehungen zwischen den Völkern
im 21. Jahrhundert gegründet sein sollten, und beschließt in

283 Siehe Organisation der Vereinten Nationen für Bildung, Wissenschaft
und Kultur, Final Report of the World Education Forum, Dakar, Sene-
gal, 26-28 April 2000 (Paris 2000).
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dieser Hinsicht, auf der sechzigsten Tagung der Generalver-
sammlung zu prüfen, den 20. Dezember zum alljährlichen In-
ternationalen Tag der menschlichen Solidarität zu erklären;

39. bittet die Regierungen und die maßgeblichen Inter-
essenträger, unter voller Berücksichtigung der jeweiligen na-
tionalen Interessen, Entwicklungsstrategien und Prioritäten
unternehmerische Kapazitäten zu nutzen, um zur Armutsbe-
seitigung beizutragen;

Afrika, am wenigsten entwickelte Länder, Binnenent-
wicklungsländer und kleine Inselentwicklungsländer

40. betont die in der Millenniums-Erklärung anerkannte
Bedeutung der Deckung der besonderen Bedürfnisse Afrikas,
wo die Armut weiterhin eine große Herausforderung darstellt
und die meisten Länder die Chancen der Globalisierung nicht
in vollem Umfang haben nutzen können, was die Marginali-
sierung des Kontinents weiter verstärkt hat;

41. bekräftigt ihre Unterstützung der Neuen Partner-
schaft für die Entwicklung Afrikas284, ermutigt zu weiteren
Bemühungen um die Einhaltung der darin enthaltenen Ver-
pflichtungen auf politischem, wirtschaftlichem und sozialem
Gebiet und fordert die Mitgliedstaaten und die internationale
Gemeinschaft auf und bittet das System der Vereinten Natio-
nen, die Durchführung der Partnerschaft auch weiterhin zu
unterstützen, deren Hauptziel darin besteht, unter afrikani-
scher Trägerschaft und Führung und auf der Grundlage ver-
stärkter Partnerschaften mit der internationalen Gemeinschaft
die Armut zu beseitigen und eine nachhaltige Entwicklung zu
fördern, im Einklang mit den Grundsätzen, Zielen und Priori-
täten der Partnerschaft;

42. nimmt Kenntnis von dem Aktionsplan zur Förderung
der Beschäftigung und zur Armutslinderung in Afrika, der auf
dem vom 3. bis 9. September 2004 in Ouagadougou veranstal-
teten außerordentlichen Gipfeltreffen der Afrikanischen
Union über Beschäftigung und Armutslinderung verabschie-
det wurde285, sowie von dem Beitrag, den die Internationale
Arbeitsorganisation leistet, um den afrikanischen Ländern bei
der Umsetzung des auf dem Gipfeltreffen verabschiedeten
Aktionsplans behilflich zu sein;

43. fordert die Regierungen der am wenigsten entwik-
kelten Länder und ihre Entwicklungspartner auf, die Ver-
pflichtungen voll zu erfüllen, die sie in der Erklärung von
Brüssel286 und dem Aktionsprogramm für die am wenigsten
entwickelten Länder für die Dekade 2001-2010287, die von der
vom 14. bis 20. Mai 2001 in Brüssel abgehaltenen Dritten
Konferenz der Vereinten Nationen über die am wenigsten ent-
wickelten Länder verabschiedet wurden, eingegangen sind; 

44. betont, wie gefährdet die kleinen Inselentwicklungs-
länder sind, erklärt erneut, wie wichtig die internationale Un-
terstützung für die volle Durchführung des Aktionspro-

gramms für die nachhaltige Entwicklung der kleinen Insel-
staaten unter den Entwicklungsländern288 ist, unterstützt in
dieser Hinsicht die Abhaltung der Internationalen Tagung zur
Überprüfung der Durchführung des Aktionsprogramms für
die nachhaltige Entwicklung der kleinen Inselstaaten unter
den Entwicklungsländern vom 10. bis 14. Januar 2005 in
Mauritius und sieht ihren Ergebnissen mit Interesse entgegen;

45. anerkennt die besonderen Probleme und Bedürfnisse
der Binnenentwicklungsländer innerhalb eines neuen welt-
weiten Rahmenplans für die Zusammenarbeit im Transitver-
kehr zwischen Binnen- und Transitentwicklungsländern, for-
dert in dieser Hinsicht die volle und wirksame Umsetzung des
Aktionsprogramms von Almaty: Befriedigung der besonde-
ren Bedürfnisse der Binnenentwicklungsländer innerhalb ei-
nes Neuen weltweiten Rahmenplans für die Zusammenarbeit
im Transitverkehr zwischen Binnen- und Transitentwick-
lungsländern289 und unterstreicht, dass der am 18. Juni 2004
auf der elften Tagung der Handels- und Entwicklungskonfe-
renz der Vereinten Nationen in São Paulo (Brasilien) verab-
schiedete Konsens von São Paulo278, insbesondere seine Zif-
fern 66 und 84, von den zuständigen internationalen Organi-
sationen und Gebern unter Einbeziehung unterschiedlicher
Interessenträger umgesetzt werden muss;

Die Vereinten Nationen und der Kampf gegen die Armut
46. fordert die vollinhaltliche Durchführung der Resolu-

tion 57/270 B der Generalversammlung vom 23. Juni 2003
über die integrierte und koordinierte Umsetzung und Weiter-
verfolgung der Ergebnisse der großen Konferenzen und Gip-
feltreffen der Vereinten Nationen im Wirtschafts- und Sozial-
bereich, die eine umfassende Grundlage für die Weiterverfol-
gung der Ergebnisse dieser Konferenzen und Gipfeltreffen
darstellt und zur Erreichung der international vereinbarten
Entwicklungsziele, einschließlich der in der Millenniums-Er-
klärung enthaltenen Ziele und insbesondere des Ziels der Be-
seitigung der Armut, beiträgt, und betont, wie wichtig die im
Jahr 2005 zu Beginn der sechzigsten Tagung der Generalver-
sammlung stattfindende Zusammenkunft auf hoher Ebene ist,
die von der Versammlung in ihrer Resolution 58/291 vom
6. Mai 2004 beschlossen wurde;

47. bekräftigt die Rolle der Fonds und Programme der
Vereinten Nationen, insbesondere des Entwicklungspro-
gramms der Vereinten Nationen und der ihm angegliederten
Fonds, bei der Unterstützung der nationalen Bemühungen der
Entwicklungsländer, unter anderem bei der Armutsbeseiti-
gung, sowie die Notwendigkeit, ihre Finanzierung im Ein-
klang mit den einschlägigen Resolutionen der Vereinten Na-
tionen sicherzustellen;

284 A/57/304, Anlage.
285 Afrikanische Union, Dokument EXT/ASSEMBLY/AU/4 (III) Rev.4.
286 A/CONF.191/13, Kap. I. 
287 Ebd., Kap. II.

288 Report of the Global Conference on the Sustainable Development of
Small Island Developing States, Bridgetown, Barbados, 25 April-6 May
1994 (Veröffentlichung der Vereinten Nationen, Best.-Nr. E.94.I.18 und
Korrigenda), Kap. I, Resolution 1, Anlage II.
289 Report of the International Ministerial Conference of Landlocked and
Transit Developing Countries and Donor Countries and International
Financial and Development Institutions on Transit Transport Coopera-
tion, Almaty, Kazakhstan, 28 and 29 August 2003 (A/CONF.202/3), An-
hang I.
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48. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer sechzigsten Tagung einen Bericht über die
Durchführung dieser Resolution vorzulegen;

49. beschließt, den Punkt "Durchführung der ersten De-
kade der Vereinten Nationen für die Beseitigung der Armut
(1997-2006)" in die vorläufige Tagesordnung ihrer sechzig-
sten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 59/248

Verabschiedet auf der 75. Plenarsitzung am 22. Dezember 2004, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/59/487/Add.2, Ziffer 7) 290.

59/248. Weltüberblick über die Rolle der Frau in der Ent-
wicklung

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 54/210 vom 22. De-
zember 1999 und 58/206 vom 23. Dezember 2003 und alle ih-
re weiteren Resolutionen über die Einbindung der Frau in die
Entwicklung, 

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs "World Survey on the Role of Women in Development"291

(Weltüberblick über die Rolle der Frau in der Entwicklung),
der sich auf das Thema Frauen und internationale Migration
konzentriert, und beschließt, den Bericht auf ihrer sechzigsten
Tagung unter dem Unterpunkt "Frauen im Entwicklungspro-
zess" zu behandeln;

2. ersucht den Generalsekretär erneut, den World Sur-
vey on the Role of Women in Development zur Behandlung
durch die Generalversammlung auf ihrer vierundsechzigsten
Tagung zu aktualisieren, unter Hinweis darauf, dass dieser
Überblick auch in Zukunft das Hauptgewicht auf ausgewähl-
te, auf ihrer sechzigsten Tagung zu benennende neue Ent-
wicklungsfragen legen soll, die sich auf die Rolle der Frau in
der Wirtschaft auf nationaler, regionaler und internationaler
Ebene auswirken.

RESOLUTION 59/249

Verabschiedet auf der 75. Plenarsitzung am 22. Dezember 2004, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/59/487/Add.3, Ziffer 6) 292.

59/249. Zusammenarbeit auf dem Gebiet der industriel-
len Entwicklung

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 46/151 vom 18. De-
zember 1991, 49/108 vom 19. Dezember 1994, 51/170 vom
16. Dezember 1996, 53/177 vom 15. Dezember 1998, 55/187
vom 20. Dezember 2000 und 57/243 vom 20. Dezember 2002
über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der industriellen
Entwicklung,

sowie unter Hinweis auf die am 8. September 2000 von
den Staats- und Regierungschefs verabschiedete Millenni-
ums-Erklärung der Vereinten Nationen293,

in Bekräftigung der Ergebnisse der vom 9. bis 14. Novem-
ber 2001 in Doha abgehaltenen vierten Ministerkonferenz der
Welthandelsorganisation294, der vom 14. bis 20. Mai 2001 in
Brüssel abgehaltenen Dritten Konferenz der Vereinten Natio-
nen über die am wenigsten entwickelten Länder295, der vom
18. bis 22. März 2002 in Monterrey (Mexiko) abgehaltenen
Internationalen Konferenz über Entwicklungsfinanzierung296

und des vom 26. August bis 4. September 2002 in Johannes-
burg (Südafrika) abgehaltenen Weltgipfels für nachhaltige
Entwicklung297, 

in Anerkennung der Rolle, die die Wirtschaft, namentlich
der Privatsektor, bei der Stärkung des dynamischen Prozesses
der Entwicklung des industriellen Sektors spielt, und unter-
streichend, welche hohe Bedeutung ausländischen Direktin-
vestitionen in diesem Prozess zukommt,

sowie in Anerkennung dessen, wie wichtig der Technolo-
gietransfer in die Entwicklungs- und die Transformationslän-
der als ein wirksames Mittel der internationalen Zusammen-
arbeit zu Gunsten der Armutsbeseitigung und der nachhalti-
gen Entwicklung ist,

Kenntnis nehmend von der Organisationsstrategie der Or-
ganisation der Vereinten Nationen für industrielle Entwick-
lung, die unter anderem darauf gerichtet ist, Produktivitäts-
steigerungen zu fördern und dadurch die Erreichung der inter-
national vereinbarten Entwicklungsziele, einschließlich der in
der Millenniums-Erklärung enthaltenen Ziele, zu unterstüt-
zen, sowie von den zur Operationalisierung dieser Strategie
ergriffenen Maßnahmen,

sowie Kenntnis nehmend von der Unterzeichung des Ab-
kommens über die Zusammenarbeit zwischen der Organisa-
tion der Vereinten Nationen für industrielle Entwicklung und
dem Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen am
23. September 2004, das dazu führen soll, dass die Organisa-
tion der Vereinten Nationen für industrielle Entwicklung ihre
Feldpräsenz verbessern und ihr vorrangiges Ziel, nämlich die
Förderung und Beschleunigung der industriellen Entwicklung
in den Entwicklungsländern unter Wahrung ihrer Identität, ih-
rer Sichtbarkeit und ihrer Kernkompetenzen, besser erreichen
kann, und feststellend, dass das Abkommen unter anderem für
beide Institutionen eine Grundlage dafür schafft, gemeinsame
Programme der technischen Zusammenarbeit zur Unterstüt-
zung der Entwicklung des Privatsektors in den Entwicklungs-
ländern auszuarbeiten,

290 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Stellvertretenden Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.
291 A/59/287 und Add.1.
292 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Stellvertretenden Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.

293 Siehe Resolution 55/2.
294 A/C.2/56/7, Anlage.
295 A/CONF.191/13.
296 Bericht der Internationalen Konferenz über Entwicklungsfinanzie-
rung, Monterrey (Mexiko), 18.-22. März 2002, Kap. I, Resolution 1, An-
lage.
297 Bericht des Weltgipfels für nachhaltige Entwicklung, Johannesburg
(Südafrika), 26. August - 4. September 2002, Kap. I, Resolution 1, Anla-
ge und Resolution 2, Anlage.




